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Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
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1. Instanz

Aktenzeichen S 79 KA 4/02 KZA ER
Datum 09.04.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 B 126/02 KA ER
Datum 18.09.2002

3. Instanz

Datum -

Die unter den Aktenzeichen L 7 B 126/02 KA ER und L 7 B 22/02 KA gefÃ¼hrten
Verfahren werden zur gemeinsamen Entscheidung unter dem erstgenannten
Aktenzeichen verbunden.

Die Beschwerde der Antragsgegnerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts Berlin
vom 9. April 2002 (S 79 KA 4/02 KZA ER) und die Beschwerde der Antragstellerin
gegen die Festsetzung des Wertes des Verfahrensgegenstandes in diesem
Beschluss werden zurÃ¼ckgewiesen.

Die Antragsgegnerin trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.

Der Wert des Verfahrensgegenstandes wird fÃ¼r das Beschwerdeverfahren auf
5085,65 Euro festgesetzt.

GrÃ¼nde:

Der Senat hat die Verfahren unter den Aktenzeichen L 7 B 126/02 KA ER und L 7 B
22/02 KA gemÃ¤ss Â§ 113 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zur gemeinsamen
Entscheidung unter dem erstgenannten Aktenzeichen verbunden, weil die mit den
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Beschwerden geltend gemachten AnsprÃ¼che in Zusammenhang stehen.

Die Beschwerde der Antragsgegnerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts Berlin
vom 9. April 2002 (S 79 4/02 KZA ER) und die Beschwerde der Antragstellerin gegen
die Festsetzung des Wertes des Verfahrensgegenstandes in diesem Beschluss sind
gemÃ¤ss Â§Â§ 172 Abs. 1, 173 SGG zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

A. Das Sozialgericht hat in dem angefochtenen Beschluss rechtsfehlerfrei gemÃ¤ss 
Â§ 86b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGG die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs der
Antragstellerin gegen den Bescheid der Antragsgegnerin vom 18. Oktober 2000 und
gemÃ¤ss Â§ 86b Abs. 1 S. 2 SGG die Aufhebung der Vollziehung dieses Bescheides
angeordnet.

1) Die Antragsgegnerin hat nach den dem Senat vorgelegten Unterlagen durch den
kraft Gesetzes gemÃ¤ss Â§ 85 Abs. 4 S. 9 Sozialgesetzbuch / FÃ¼nftes Buch (SGB
V) sofort vollziehbaren Bescheid vom 18. Oktober 2000 die der Antragstellerin fÃ¼r
die Jahre 1997 bis 1999 erteilten Honorarbescheide korrigiert, die ihr fÃ¼r diese
AbrechnungszeitrÃ¤ume zustehenden Honorare neu berechnet und danach
bezahlte Honorare von ihr zurÃ¼ckgefordert.

Hierbei hat sie sich auf die am 12. August 1996 von ihrer Vertreterversammlung
beschlossene Anlage 1 zu dem damals gÃ¼ltigen HonorarmaÃ�stab (HVM)
gestÃ¼tzt; dieser sah fÃ¼r die AbrechnungszeitrÃ¤ume ab dem III. Quartal 1996
grundsÃ¤tzlich die volle VergÃ¼tung der von den VertragszahnÃ¤rzten erbrachten
Einzelleistungen vor, sofern die je Krankenkassenverband bestehende anteilige
GesamtvergÃ¼tung des Abrechnungszeitraumes nicht Ã¼berschritten wurde (III.
Ziff. 2.1 HVM). In Ermangelung wirksamer VergÃ¼tungsvereinbarungen nahm die
Antragsgegnerin fÃ¼r die genannten AbrechnungszeitrÃ¤ume uneingeschrÃ¤nkt
Honorierungen der vertragszahnÃ¤rztlichen Leistungen aufgrund der bis 1995/96
vereinbarten Punktwerte vor und erteilte den Berliner ZahnÃ¤rzten hierfÃ¼r
Honorarbescheide mit Hinweisen auf die VorlÃ¤ufigkeit dieser Bescheide. Nachdem
wirksame VertrÃ¤ge Ã¼ber die GesamtvergÃ¼tung vorlagen, die nur niedrigere
Punktwerte fÃ¼r die von den Berliner ZahnÃ¤rzten erbrachten Leistungen
zulieÃ�en, hob die Antragsgegnerin die insoweit fehlerhaften Honorarbescheide auf
und berechnete die den Leistungserbringern zustehende VergÃ¼tung nach den
fÃ¼r diesen Fall anwendbaren III. Ziff. 2.2 ff. HVM nach einer RichtgrÃ¶Ã�en- und
Umsatzregelung neu; dies fÃ¼hrte bei zahnÃ¤rztlichen Praxen mit hohem
Abrechnungsvolumen zu einer hÃ¶heren RÃ¼ckzahlung und bei Praxen mit
geringem Abrechnungsvolumen zu einer geringeren RÃ¼ckzahlung als bei einer
Neuberechnung der abgerechneten Einzelleistung auf der Grundlage abgesenkter
Punktwerte.

2) Diese Vorgehensweise der Antragsgegnerin ist bei der im vorliegenden Verfahren
nur mÃ¶glichen summarischen PrÃ¼fung rechtswidrig, wie der Senats bereits in
seinen BeschlÃ¼ssen vom 5. Dezember 2001 (L 7 B 38 und 41/01 KA ER)
ausgesprochen hat. Die Antragsgegnerin war nicht berechtigt, die fehlerhafte
Honorierung vertragszahnÃ¤rztlicher Leistungen fÃ¼r die Jahre 1997 bis 1999 auf
der Grundlage der Anlage 1 zu ihrem HVM unter Auswechselung der
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VerteilungsgrundsÃ¤tze neu zu berechnen und die sich danach ergebenden
HonorarrÃ¼ckzahlungen zurÃ¼ckzufordern. Die diese Verfahrensweise zulassenden
Regelungen der Anlage 1 zum HVM verletzen Â§Â§ 81 Abs. 3, 82, 83, 85 Abs. 4 SGB
V sowie Â§ 19a Bundesmantelvertrag-ZahnÃ¤rzte (BMV-Z) und sind deshalb bei
summarischer PrÃ¼fung wegen VerstoÃ�es gegen hÃ¶herrangiges Recht nichtig.
Die Antragsgegnerin hÃ¤tte die fehlerhaften Honorarbescheide allenfalls nach den
GrundsÃ¤tzen der sachlich-rechnerischen Richtigstellung korrigieren und die
danach zu Unrecht ausgezahlten VergÃ¼tungen gemÃ¤ss Â§ 50 Abs. 1 S. 1
Sozialgesetz/Zehntes Buch (SGB X) zurÃ¼ckverlangen dÃ¼rfen.

3) Nach Â§ 19 a) BMV-Z, Â§ 12 Abs. 1 S 1. EKV-Z, deren Rechtsgrundlage sich in Â§
82 SGB V findet, ist eine KassenzahnÃ¤rztliche Vereinigung (KZV) von Amts wegen
oder auf Antrag einer Krankenkasse berechtigt, auch im Wege nachgehender
Berichtigung die Honorarforderungen der VertragszahnÃ¤rzte bei sachlich-
rechnerischer Unrichtigkeit richtigzustellen. FÃ¼r das sich hieraus ergebende Recht
der KZV zur nachtrÃ¤glichen Korrektur von Honorarbescheiden ist es ohne
Bedeutung, ob die Rechtswidrigkeit der Honorarbescheide auf Fehler aus der
SphÃ¤re der VertragszahnÃ¤rzte beruht oder der vertragszahnÃ¤rztlichen
Institution zuzurechnen ist (BSG, Urteile vom 31. Oktober 2001 â�� B 6 KA 16/0 R
â�� und vom 12. Dezember 2001 â�� B 6 KA 3/01 R -). Denn die Vorschriften
differenzieren nicht danach, in wessen Verantwortungsbereich die sachlich-
rechnerische Unrichtigkeit fÃ¤llt. Sie erfassen alle Unrichtigkeiten der
Honorarbescheide und berechtigen zur RÃ¼cknahme von Honorarbescheiden,
soweit diese dadurch rechtswidrig waren. Damit enthalten sie eine generelle
Rechtsgrundlage zur RÃ¼cknahme unrichtiger und damit rechtswidriger
Honorarbescheide. Sie sind deshalb auch dann anwendbar, wenn eine KZV zuviel
Honorar verteilt hat, weil selbst in einem lÃ¤ngeren Zeitraum nach Ende der
Quartale generelle Grundlagen der Honorarverteilung noch nicht abschlieÃ�end
geklÃ¤rt sind. Das gilt insbesondere dann, wenn die HÃ¶he der an die KZV zu
leistenden GesamtvergÃ¼tung fÃ¼r die maÃ�geblichen Quartale noch nicht
endgÃ¼ltig feststeht, weil entweder die Verhandlungen mit den Krankenkassen
noch nicht abgeschlossen sind, einer der Vertragspartner ein Schiedsverfahren
eingeleitet hat oder gegen einen bereits ergangenen Schiedsspruch gerichtlich
vorgegangen wird (vgl. BSG a.a.0. S. 12 ua). EntschlieÃ�t sich die KZV â�� wie im
vorliegenden Fall â�� in einer Situation der Ungewissheit Ã¼ber generelle
Rechtsgrundlagen der Honorarverteilung dazu, im Interesse der VertragszahnÃ¤rzte
die zur VerfÃ¼gung stehende oder eine vertraglich fÃ¼r abgelaufene Quartale
vereinbarte GesamtvergÃ¼tung voll auszuzahlen und hierÃ¼ber Bescheide zu
erteilen, weisen diese deutliche BezÃ¼ge zum Rechtsinstitut der vorlÃ¤ufigen
Verwaltungsakte auf. Ergibt sich spÃ¤ter, dass die so vorgenommene
Honorarverteilung fehlerhaft und rechtswidrig war, so folgt daraus ihre sachlich-
rechnerische Unrichtigkeit im Sinne der zitierten Vorschriften der MantelvertrÃ¤ge
und auch die Rechtswidrigkeit der auf ihnen beruhenden Honorarbescheide (BSG
a.a.0.). Sind die Vorschriften der sachlich-rechnerischen Richtigstellung danach
auch auf den vorliegenden Fall anwendbar, steht dem nicht entgegen, dass â�� wie
die Antragsgegnerin meint â�� der vom BSG am 31. Oktober 2001 entschiedene
Fall Probleme der Leistungsbewertung betroffen habe, wÃ¤hrend es im
vorliegenden Fall um Fragen der Honorarverteilung gehe. Denn in der Sache griff
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die der Entscheidung des BSG zugrunde liegende RÃ¼ckgÃ¤ngigmachung der
Folgen aus der Budgetierung von GesprÃ¤chsleistungen durch den EBM 1996 durch
ihren Einfluss auf die HÃ¶he der Punktwerte in massiver Weise in die
Honorarverteilung ein (vgl. nur BSG SozR 3 â�� 2500 Â§ 87 Nr. 18 zu SGB V).
DemgegenÃ¼ber fÃ¼hrte die Auszahlung zu hoher Honorare im vorliegenden Fall
nicht zu Problemen der Honorarverteilung, weil alle in Berlin tÃ¤tigen ZahnÃ¤rzte
davon â�� zumindest zunÃ¤chst â�� proportional in gleicher Weise profitierten. Es
hÃ¤tte deshalb in dem vom BSG entschiedenen Fall viel nÃ¤her als in dem hier zu
entscheidenden gelegen, die Betroffenen auf eine Korrektur der Honorarverteilung
durch einen (neuen) HVM zu verweisen. Diesen Weg hat das BSG jedoch gerade
nicht beschritten.

4) Ist die KZV danach zur Korrektur der fehlerhaften Honorarbescheide Ã¼ber die
nachgehende Berichtigung nur im Wege der sachlich-rechnerischen Richtigstellung
befugt, steht ihr kein EntschlieÃ�ungsermessen zu, die Berichtigung der
fehlerhaften Honorierung der Berliner ZahnÃ¤rzte fÃ¼r die Jahre 1997 bis 1999 auf
diesem Wege vorzunehmen oder zu unterlassen und einen anderen Weg zu
beschreiten. Â§ 19 BMV-Z und Â§ 12 EKV-Z verpflichten die KZV im Interesse einer
gleichmÃ¤Ã�igen Honorarverteilung, allen VertragszahnÃ¤rzten (nur) das Honorar
zu gewÃ¤hren, das ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der erbrachten und
abgerechneten Leistungen sowie der zur VerfÃ¼gung stehenden
GesamtvergÃ¼tung nach MaÃ�gabe der rechtlichen Vorschriften der
Honorarverteilung zusteht. Daraus resultiert die Rechtspflicht, BetrÃ¤ge, die sie auf
der Grundlage von vorlÃ¤ufig erlassenen rechtswidrigen Honorarbescheiden von
VertragszahnÃ¤rzten zurÃ¼ckerhalten kann, auch zurÃ¼ckzufordern (BSG, Urteil
vom 31. Oktober 2001, S. 18 ua). DarÃ¼ber hinaus ist der KZV die MÃ¶glichkeit, die
Korrektur sachlich-rechnerischer unrichtiger Honorarbescheide (auch nur teilweise)
auf der Grundlage eines HVM vorzunehmen, auch durch den Vorrang der
mantelvertraglichen Bestimmungen, die Bestandteil der GesamtvertrÃ¤ge sind (Â§
82 Abs. 1 S. 2 SGB V), gegenÃ¼ber dem als Satzung zu erlassenden HVM verwehrt
(vgl. Â§ 81 Abs. 3 Nr. 1 SGB V).

Aus den genannten GrÃ¼nden folgt weiterhin, dass der KZV auch hinsichtlich der
HÃ¶he der zurÃ¼ckzufordernden Honorare kein Ermessen zusteht. Die sich aus den
bundesmantel-vertraglichen Vorschriften ergebende Rechtspflicht zur sachlich-
rechnerischen Richtigstellung und der Grundsatz der
Honorarverteilungsgerechtigkeit verbieten es, durch rechtswidrige
Honorarbescheide in gleicher Weise begÃ¼nstigte ZahnÃ¤rzte durch
HonorarrÃ¼ckforderungen in unterschiedlicher HÃ¶he ungleich zu behandeln. Im
Rahmen der danach im vorliegenden Fall vorzunehmenden sachlich-rechnerischen
Richtigstellung ist die KZV nur befugt, die in den betroffenen Quartalen gewÃ¤hrten
â�� auf der Annahme zu hoher GesamtvergÃ¼tungen beruhenden â��
Honorierungen den tatsÃ¤chlich von den Krankenkassen gezahlten
GesamtvergÃ¼tungen anzupassen und dadurch rechtmÃ¤Ã�ige VerhÃ¤ltnisse
herzustellen. Denn die Auszahlung Ã¼berhÃ¶hter Honorare fÃ¼r die Jahre 1987 bis
1999 hatte ihre Grundlage in der fehlerhaften Prognose einer zu hohen
GesamtvergÃ¼tung und der Festlegung zu hoher Punktwerte, durch die alle
Berliner ZahnÃ¤rzte in gleicher Weise (rechtswidrig) begÃ¼nstigt wurden. Die
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Vorschriften Ã¼ber die sachlich-rechnerische Richtigstellung schlieÃ�en zur
Wahrung der Honorarverteilungsgerechtigkeit nicht nur eine Ungleichbehandlung
durch behÃ¶rdliche Einzelfallentscheidungen aus, sondern auch eine ungleiche
RÃ¼ckforderung auf der Grundlage eines fÃ¼r diesen Fall geschaffenen HVMs.
Dabei spielt es keine Rolle, ob die KZV einen entsprechenden HVM erst in Kenntnis
der sachlich-rechnerischen Unrichtigkeit ihrer Honorarbescheide (nachtrÃ¤glich)
schafft oder ihn, wie im vorliegenden Fall, schon vor der fehlerhaften Honorierung
erlÃ¤sst, seine Wirksamkeit aber auf den Zeitpunkt der Feststellbarkeit der
Rechtswidrigkeit der Honorarbescheide aufschiebt. Davon kann es allenfalls
Ausnahmen geben, wenn die GrundsÃ¤tze der Honorarverteilung selbst in dem
ursprÃ¼nglichen HVM zur Rechtswidrigkeit der Honorarbescheide gefÃ¼hrt haben,
was hier aber unstreitig nicht der Fall war. Im Ergebnis berechtigen die Vorschriften
Ã¼ber die sachlich-rechnerische Richtigstellung die Antragsgegnerin deshalb nicht,
die HÃ¶he der zurÃ¼ckzufordernden BetrÃ¤ge durch die nachtrÃ¤gliche Ã�nderung
der HonorarverteilungsgrundsÃ¤tze zu modifizieren, wie dies hier durch III. Ziff. 2.2
ff. der Anlage 1 zum HVM geschehen ist, die eine neue an anderen GrundsÃ¤tzen
orientierte Honorarverteilung nur im Fall einer geringeren GesamtvergÃ¼tung
vorsehen. Abgesehen vom auch fÃ¼r den HVM geltenden Verbot der
rÃ¼ckwirkenden Ã�nderung von Normen steht dem auch entgegen, dass die zur
nachtrÃ¤glichen Korrektur rechtfertigende VorlÃ¤ufigkeit der Honorarbescheide sich
nach der Rechtsprechung des BSG nur auf die sachlich-rechnerische Unrichtigkeit
der Honorarbescheide und die unwirtschaftliche Leistungserbringung, nicht
hingegen auf die GrundsÃ¤tze der Honorarverteilung beziehen. Der
Antragsgegnerin ist es deshalb versagt, aus Anlass sachlich-rechnerischer
Unrichtigkeiten in allen fÃ¼r bestimmte Quartale erteilten Honorarbescheiden der
RÃ¼ckforderung Ã¼berzahlten Honorars andere als die (ursprÃ¼nglichen)
rechtmÃ¤Ã�igen VerteilungsgrundsÃ¤tze zu Grunde zu legen. WÃ¼rde man als
Rechtsgrundlage zur Korrektur rechtswidriger Honorarbescheide
(uneingeschrÃ¤nkt) auch HVMs mit der MÃ¶glichkeit zur nachtrÃ¤glichen
Auswechselung der VerteilungsmaÃ�stÃ¤be zulassen, verlÃ¶ren die
Honorarbescheide jeden Regelungscharakter und wÃ¼rde jede Honorarzahlung zur
bloÃ�en VorschussgewÃ¤hrung.

5) Bei dieser Sachlage ist es auch ausgeschlossen, die angegriffenen, fehlerhaften
Bescheide in rechtmÃ¤Ã�ige sachlich-rechnerische Richtigstellungen umzudeuten.
Nach Â§ 43 Abs. 1 SGB X kann ein fehlerhafter Verwaltungsakt nur dann in einen
anderen Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn er auf das gleiche Ziel gerichtet
ist. Das setzt voraus, dass der angestrebte Erfolg und die Wirkungen des
Verwaltungsaktes, in den die Umdeutung erfolgen soll, im Wesentlichen dieselben
oder doch grundsÃ¤tzlich gleichwertig sein mÃ¼ssen; das ist aber nur dann der
Fall, wenn der von der erlassenden Stelle verfolgte Zweck der gleiche ist und auch
die Auswirkungen fÃ¼r die Adressaten und ggf. Drittbetroffene die gleichen sind
(vgl. Kopp, VwVfG, 6. Aufl. Â§ 47 Rdnr. 8). Dies ist hier aber schon deshalb
ausgeschlossen, weil die Antragsgegnerin mit den angefochtenen Bescheiden nicht
nur zuviel gezahltes Honorar zurÃ¼ckverlangt, sondern auch eine von der
ursprÃ¼nglichen Honorarverteilung abweichende stÃ¤rkere Belastung der
umsatzstarken Praxen beabsichtigt hat. Deshalb scheitert eine Umdeutung auch an 
Â§ 43 Abs. 2 S. 1 SGB X, weil der Verwaltungsakt, in den der fehlerhafte
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Verwaltungsakt umzudeuten wÃ¤re, der erkennbaren Absicht der erlassenden
BehÃ¶rde widersprÃ¤che.

Aus diesem Grunde brauchte der Senat sich auch nicht mit der Frage auseinander
zu setzen, ob ein Vertrauensschutz der Antragstellerin im Sinne der Rechtsprechung
des BSG (vgl. die bereits zitierten Urteile vom 31. Oktober S. 15 ua und vom 12.
Dezember 2001 S. 17 ua) einer sachlich-rechnerischen Richtigstellung
entgegengestanden hÃ¤tten.

6) War danach die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs anzuordnen, steht der
Antragstellerin auch ein Anspruch auf Vollzugsfolgenbeseitigung nach Â§ 86b Abs. 1
S. 2 SGG auf Auszahlung der fÃ¼r die Jahre 1997 bis 1999 einbehaltenen BetrÃ¤ge
zu, weil ihr Interesse an der (vorÃ¼bergehenden) Befreiung von allen Lasten des
angegriffenen Bescheides auch insoweit das Interesse der Antragsgegnerin an der
Belassung der Sicherheitseinbehalte Ã¼bersteigt. Auf die von der Antragstellerin
aufgeworfene Frage, ob ihr die Auszahlung dieser Gelder im Sinne von Â§ 34 SGB X
zugesichert worden ist, kommt es deshalb in diesem Zusammenhang nicht an. Zum
maÃ�geblichen Zeitpunkt der Entscheidung des Senats ist es nicht absehbar, ob die
Antragsgegnerin von der grundsÃ¤tzlich bestehenden MÃ¶glichkeit der sachlich-
rechnerischen Berichtigung innerhalb der gesetzlichen, bundesmantelvertraglichen
oder gesamtvertraglichen Fristen Gebrauch machen will und wird. Ein Rechtsgrund,
der es rechtfertigen wÃ¼rde, ihr die Einbehalte zu belassen, ist deshalb nicht zu
erkennen, zumal der Senat auf der Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen bei
summarischer PrÃ¼fung nicht einmal die HÃ¶he des sich bei einer sachlich-
rechnerischen Richtigstellung ergebenden RÃ¼ckforderungsbetrages feststellen
kann. Auf die Bestandskraft der durch den angefochtenen Bescheid korrigierten
Honorarbescheide fÃ¼r die Jahre 1997 bis 1999 kann sich die Antragsgegnerin in
diesem Zusammenhang nicht berufen. MÃ¶gen die der Antragstellerin fÃ¼r den
genannten Zeitraum erteilten Honorarbescheide bestandskrÃ¤ftig geworden sein,
so hat die Antragsgegnerin doch durch die vÃ¶llige Neuberechnung der der
Antragstellerin in diesem Zeitraum zustehenden vertragszahnÃ¤rztlichen Honorare
und durch die Einbeziehung der Einbehalte in diese Neuberechnungen und die
RÃ¼ckforderungen in den angegriffenen Bescheid die frÃ¼heren Honorarbescheide
aufgehoben, jedenfalls aber aus dem maÃ�geblichen EmpfÃ¤ngerhorizont der
Antragstellerin die Bestandskraft der Honorarbescheide auch hinsichtlich der
Einbehalte beseitigt. Dadurch sind auch die Einbehalte rechtswidrig geworden. Der
Antragstellerin sind deshalb auch diese Honorare (vorlÃ¤ufig) zurÃ¼ckzuzahlen, da
sie ihr jedenfalls bis zu einer sachlich-rechnerischen Berichtigung des umstrittenen
Honorars zustehen. Dass der Antragsgegnerin diese BetrÃ¤ge durch eine
RÃ¼ckzahlung (endgÃ¼ltig) verloren gehen kÃ¶nnten, steht nicht zu befÃ¼rchten,
weil die Antragstellerin weiterhin in Berlin als ZahnÃ¤rztin tÃ¤tig ist und deshalb
HonoraransprÃ¼che gegen die Antragsgegnerin erwirbt, auf die diese spÃ¤ter
zurÃ¼ckgreifen kÃ¶nnte.

B. Auch die Beschwerde der Antragstellerin, die sich gegen die Festsetzung des
Wertes des Verfahrensgegenstandes richtet, ist unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht
hat diesen Wert Rechtsfehlerfrei gemÃ¤ss Â§ 179a SGG i.V.m. Â§Â§ 13, 20
Gerichtskostengesetz (GKG) rechtsfehlerfrei auf ein Drittel des strittigen
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Sicherheitseinbehaltes festgesetzt, weil die Antragsgegnerin darÃ¼ber
hinausgehende einbehaltene Honorare bereits vor Einleitung des vorliegenden
Verfahrens wieder ausgezahlt hatte. Die HÃ¶he des festgesetzten Betrages in durch
die VorlÃ¤ufigkeit des vorliegenden Verfahrens und des Anspruchs auf
Folgenbeseitigung gerechtfertigt und liegt deshalb schon an der Obergrenze des
Schadens, der der Antragstellerin bei einem unrechtmÃ¤Ã�igen Einbehalt durch die
Antragsgegnerin fÃ¼r die Dauer eines Hauptsacheverfahrens droht.

C. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 SGG in Verbindung mit Â§Â§
154 Abs. 1, 155 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung; die volle Belastung der
Antragsgegnerin mit dem Verfahrenskosten ist im Hinblick darauf gerechtfertigt,
dass das Beschwerdeverfahren hinsichtlich des Wertes des
Verfahrensgegenstandes gerichtskostenfrei ist und auch im Ã¼brigen Kosten nicht
erstattet werden (vgl. Â§ 197a SGG i.V.m. Â§Â§ 13, 20, 25 Abs. 4 S. 1 GKG).

Die Wertfestsetzung beruht auf Â§ 197a SGG i.V.M. Â§Â§ 13 und 20 GKG.

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgerichts
angefochten werden.

Erstellt am: 30.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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